
  

       23. Mai 2023 

 

Das Bundesamt für Soziale Sicherung gibt die folgenden 

Anteile und Beträge zur Förderung von Maßnahmen in ambulanten und stationären Einrichtungen der Altenpflege 
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf nach Bundesländern im Jahr 2023 

nach § 8 Abs. 7 Satz 1 und 6 SGB XI sowie auf Grundlage der Vereinbarung mit 
dem GKV-Spitzenverband und dem Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. nach § 8 Abs. 10 SGB XI bekannt: 
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__ 

__ 

Bundesland 
Zahl der ambulanten 
Einrichtungen (2021) 

Zahl der stationären 
Einrichtungen (2021) 

Gesamtzahl aller 
Einrichtungen (2021) 

Verhältniswerte 
bezogen auf die Zahl sämtli-
cher Einrichtungen im Bund 

Betrag zur Förderung 
nach § 8 Abs. 7 SGB XI 

Baden-Württemberg 1.262 2.013 3.275 10,4907425203%  10.490.742,52 €  
Bayern 2.140 2.089 4.229 13,5466717919%  13.546.671,79 €  
Berlin 670 402 1.072 3,4339163303%  3.433.916,33 €  
Brandenburg 804 628 1.432 4,5870971875%  4.587.097,19 €  
Bremen 72 153 225 0,7207380357% 720.738,04 €  
Hamburg 387 203 590 1,8899352937%  1.889.935,29 €  
Hessen 1.300 1.019 2.319 7,4284066884%  7.428.406,69 €  
Mecklenburg-Vorp. 323 526 849 2,7195848549%  2.719.584,85 €  
Niedersachsen 1.406 2.034 3.440 11,0192837466%  11.019.283,75 €  
Nordrhein-Westfalen 3.194 3.149 6.343 20,3184060478% 20.318.406,05 €  
Rheinland-Pfalz 575 583 1.158 3,0939842407%  3.709.398,42 €  
Saarland 96 203 299 0,9577807675%  957.780,77 €  
Sachsen 1.169 1.102 2.271 7,2746492408%  7.274.649,24 €  
Sachsen-Anhalt 658 728 1.386 4,4397463002%  4.439.746,30 €  
Schleswig-Holstein 544 710 1.254 4,0169133192%  4.016.913,32 €  
Thüringen 503 573 1.076 3,4467294510%  3.446.729,45 €  

bundesweit 15.103 16.115 31.218 100,0000000000 % 100.000.000,00 € 
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Erläuterungen: 

1) Aus den Mitteln des Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung werden in den Jahren 2019 bis 2024 jährlich bis zu 100 Millionen Euro 
bereitgestellt, um Maßnahmen der Pflegeeinrichtungen zu fördern, die das Ziel haben, die Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf für 
ihre in der Pflege tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu verbessern (§ 8 Abs. 7 Satz 1 SGB XI). Der in Satz 1 genannte Betrag soll 
unter Berücksichtigung der Zahl der Pflegeeinrichtungen auf die Länder aufgeteilt werden (§ 8 Abs. 7 Satz 6 SGB XI). 

2) Gemäß Abstimmung zwischen dem GKV-Spitzenverband, dem Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. und dem Bundesamt für 
Soziale Sicherung erfolgt die Verteilung des Gesamtbetrages nach Ländern durch das Bundesamt für Soziale Sicherung nach dem in der 
aktuellen Pflegestatistik ausgewiesenen Anteil der Pflegeeinrichtungen. Maßgeblich für die vom Bundesamt für Soziale Sicherung jährlich 
vorzunehmende Verteilung ist die verfügbare Statistik zum 1. Januar des Jahres, für das die Verteilung erfolgt. 

3) Die Ermittlung der Beträge für das Jahr 2023 basiert auf den gemäß PflegeStatV (iVm. § 109 Abs. 1 SGB XI) erhobenen verfügbaren 
Zahlen des Jahres 2021; nach § 4 Abs. 1 PflegeStatV werden die Erhebungen zweijährlich, erstmalig für das Jahr 1999 erhoben. Entspre-
chend der Förderung von ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen waren die insoweit nach Art der Pflegeeinrichtung gesondert 
ausgewiesen Zahlen zu addieren und die Gesamtzahl der ambulanten und stationären Pflegeeinrichtungen in jedem Bundesland zur 
Gesamtzahl aller 31.218 bundesweit tätigen Pflegeeinrichtungen ins Verhältnis zu setzen. 

4) Auf Basis der so ermittelten Verhältniswerte war der Anteil je Bundesland zu ermitteln und auszuweisen. In der Summe der kaufmännisch 
gerundeten Beträge (Budgets) lässt sich die gesamt bereitgestellte Fördersumme exakt aufteilen, soweit der Förderbetrag vollständig 
ausgeschöpft wird. 

5) Gemäß § 8 Abs. 7 Satz 10 SGB XI erfolgt die Auszahlung des Förderbetrages an die Pflegeeinrichtung über die auf Landesebene be-
stimmten Pflegekassen; das Nähere zum Verfahren zur Vergabe der Fördermittel regeln die Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes nach 
§ 8 Abs. 7 Satz 10 SGB XI. 

6) Die Zahlungen an die Pflegeeinrichtung vor Ort durch die damit auf Landesebene bestimmten Pflegekassen sind als Leistungsaufwendun-
gen im Rahmen des Finanzausgleichs nach den §§ 66 ff. SGB XI zu berücksichtigen. Die mit der Zahlung an die Pflegeeinrichtung vor Ort 
betrauten Pflegekassen weisen die von ihnen geleisteten Zahlungen unter der Position 100 (Summe der Leistungsausgaben) des für das 
monatliche Ausgleichsverfahren maßgeblichen Abrechnungs-Vordrucks „P“ aus. 

7) Die Landesverbände der Pflegekassen stellen die sachgerechte Verteilung der Mittel einschließlich der Einhaltung der für das jeweilige 
Land bereitgestellten Gesamtfördersumme sicher (§ 8 Abs. 7 Satz 5 SGB XI; § 5 Abs. 5 der Richtlinien des GKV-Spitzenverbandes nach 
§ 8 Abs. 7 SGB XI vom 28.3.2019, zuletzt geändert durch Beschluss vom 25.04.2022). 

Im Auftrag 
gez. Dr. Sichert


